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Historische Erscheinungsformen I: Kaiserreich und Weimarer Republik

Die extremistischen Parteien im Kaiserreich
1. Die Anfänge
· In den Folgejahren der Wirtschaftskrise von 1873 tauchen vermehrt antisemitische         Vorurteile auf, die den Juden die Schuld am wirtschaftlichen Niedergang geben. Dieser Antisemitismus ist zunehmen rassistisch geprägt und nicht mehr theologisch
· 1879 gründete der Publizist in Berlin die Antisemitismusliga, um den (vorerst noch publizistischen)  Kampf gegen das Judentum aufzunehmen.
· 1880 wird die, von Max Liebermann von Sonnenberg initiierte, Antisemitismuspetition von 250.000 Bürgern unterzeichnet. Ziel war es die, seit 1871, verfassungsmäßige Gleichstellung der Juden wieder abzuschaffen.
 2. Die Antisemitismus Parteien
2.1 Die Christlich-Soziale Arbeiterpartei

· Gegründet 1879 vom Hofprediger Adolf Stöckel.
· Ziel war die Gründung einer christlichen Arbeiterpartei die sich vor allem gegen die      Sozialdemokratie richtete.
· Stöckel bediente sich dabei antisemitischer Agitation, die allerdings „nur“ theologisch begründet war. 
· Nach ausbleibendem Erfolg vereinigte sich die CSA bereits 1880 mit der Deutsch Konservativen Partei.

2.2 Die Deutschsoziale Partei

· Gegründet 1889 von Max Liebermann von Sonnenberg.
· Die DSP betrachtete sich selbst als sozial-konservativ sowie antisemitistisch und antigroßkapitalistisch. 
· Sie forderte soziale Reformen für die Arbeiterschaft und die Aberkennung der Gleichstellung der Juden sowie den Ausschluss der Juden aus allen öffentlichen und wirtschaftlichen Ämtern.
Bei den Reichstagswahlen vom 20.Februar 1890 konnte nur Liebermann von Sonnenberg ein Reichstagsmandat erringen.
· 1893 erreichte sie insgesamt 4 Mandate – auf diesem Niveau verharrte sie bis zum Ausbruch des 1. Weltkrieges. 


2.3 Die Deutsche Reformpartei 

· Gegründet 1890, zunächst unter dem Namen Antisemitische Volkspartei, von Otto Boeckel.
· Boeckel wurde bereits 1887 als erster bekennender Antisemit in den Reichstag gewählt.
· Die DRP richtete sich vor allem an die Mittelschicht und forderte zum „nationaler Arbeit in Stadt und Land“ weit reichende Steuererleichterungen für den Mittelstand und attackierte gleichzeitig das „jüdische Großkapital“.
· Sie forderte nicht nur die Rücknahme aller Rechte für die Juden sondern sprach sich für die „Reinerhaltung des deutschen Blutes“ aus und forderte die Ausweisung aller Juden aus dem Reich. 
· 1893 errang sie auf Anhieb 10 Mandate und bildete zusammen mit der DSP und 2 weiteren unabhängigen antisemitischen Abgeordneten eine gemeinsame Fraktion. Insgesamt konnten die antisemitischen Parteien bei dieser Wahl 3,9% aller gültigen Stimmen auf sich vereinigen. Diese 16 Abgeordneten sollten den größten Wahlerfolg der Antisemiten im Kaiserreich darstellen. 
· ab 1904 versank die DRP, vor allem durch innerparteiliche Machtkämpfe, in der Bedeutungslosigkeit.
3. Das linke Spektrum des Parteiensystems 
3.1 Sozialdemokratische Partei Deutschlands (bis 1914)
Gründungszeit
· Gegründet am 23.5.1863 als Allgemeiner Deutscher Arbeiterverein in Leipzig durch Ferdinand Lassalle
· 1875 Vereinigung mit der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands in Gotha
· Verbot aufgrund der Sozialistengesetze von 1878. Die Sozialdemokratie wird zum Reichsfeind erklärt
· 1890 Neugründung unter dem Namen Sozialdemokratische Partei Deutschlands in Gotha
Programmatische Ausrichtung
· Ziel ist die politische Vertretung der immer größer werdenden Arbeiterschaft mit der Schaffung einer sozialistischen Gesellschaft und der internationalen Revolution. 
· Von je her zwei große Flügel: der reformorientierte, aus dem ADAV hervorgegangene,  Flügel und der revolutionäre, aus der SDAP hervorgegangene, Flügel.
· Der reformistische Flügel trat für den Wandel durch Wahlen ein.
· Der revolutionäre Flügel vertrat die marxistische These einer Revolution des Proletariats.
· Während im 1875 beschlossenen Gothaer Programm der reformorientierte Flügel klar dominiert ändert sich dies nach der Neugründung. Unter dem Eindruck der Verfolgung während der Sozialistengesetze wird 1891 das Erfurter Programm beschlossen in dem der revolutionäre marxistische Flügel Oberhand gewinnt.
· Das Erfurter Programm markiert den Beginn eines langen Zwiespaltes der Sozialdemokratie auf der einen Seite steht sie für die (notfalls gewaltsame) Revolution des Proletariats auf der anderen Seite sucht sie im parlamentarischen Leben des Reiches die Verwirklichung ihrer sozialen und demokratischen Ideale. 
· Ab Beginn des 20 Jahrhunderts, setzten sich jedoch die reformorientierten Kräfte, im Angesicht der realpolitischen Zwänge vermehrt durch.
· Dieser Konflikt tritt spätestens mit Beginn des 1. Weltkrieges vollkommen zu Tage. Die sozialdemokratische Fraktion im Reichstag stimmt, bis auf Karl Liebknecht, unter dem Einfluss der nationalen Kriegshysterie geschlossen für Kriegskredite. Im Laufe des Krieges sind, vor allem die revolutionären Kräfte der SPD, zunehmend enttäuscht vom  Kriegs- und Regierungstreuen Verhalten der Parteiführung.
3.2 Die USPD und der Spartakusbund 
· Im Dezember 1915 verweigerten 19 der 110 SPD Reichstagsabgeordneten der Partei- und Fraktionsführung die Zustimmung zur erneuten Verlängerung der Kriegskredite. Es folgte der Ausschluss aus der Fraktion.
· Die Ausgeschlossenen finden sich als  Fraktion der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft im Reichstag  zusammen und Gründen 1916 die USPD
· Ihr tritt, als äußerster linker Flügel, der von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht gegründete Spartakusbund bei.
· USPD und Spartakusbund sind gegen die Weiterführung des Krieges und für die sozialistische Revolution. Vor allem nach der russischen Revolution treten beide für die gewaltsame Revolution nach russischem Vorbild ein. Im Parteiprogramm von 1919 lehnt sie offen das parlamentarisch-demokratische System ab und fordert „Diktatur des Proletariats als notwendige Vorbedingung für die Verwirklichung des Sozialismus“.
II. Die extremistischen Parteien in der Weimarer Republik
1. Die extremistische Linke 
Die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD)

· Gründung am 31.12.1918 vom Spartakusbund 
· Ideologie: Marxistisch-Leninistisch
· Will die sozialistische Revolution nach sowjetischem Vorbild in Deutschland durchsetzen.
· Anschluss an die Kommunistische Internationale, erhält die Direktiven ihrer Politik aus Moskau.
· In den Anfangsjahren versucht sie mit gewaltsamen Aufständen ihre politischen Ziele zu erreichen, ist bis 1924 nur eine Splitterpartei.
· Nachdem sich die USPD spaltet, schließt sich ein Teil der KPD an, seitdem erzielt sie deutlich höhere Wahlergebnisse. 
· Ab 1928 richtet sie ihre Strategie besonders gegen die SPD aus und bezeichnet diese als Sozialfaschisten. 
· Mit der Weltwirtschaftskrise, steigern sich auch ihre Wahlergebnisse, sie wird zur drittstärksten Kraft im Parlament. 
· Nach dem Reichstagsbrand am 27.02.1933 wird ein Großteil der kommunistischen Reichstagsabgeordneten verhaftet. Kurze Zeit nach den letzten Reichstagswahlen am 05.03.1933 wird die KPD verboten.
· Kann von Anfang an als extremistische Partei eingestuft werden, da sie die parlamentarische Demokratie der Weimarer Republik seit ihrem Bestehen kategorisch ablehnte und offen den Systemumsturz eintrat.
2. Die extremen rechten Parteien in der Weimarer Republik

· Neuformierung der rechten Parteien nach dem Kaiserreich
  
2.1 Deutschnationale Volkspartei (DNVP) 
· Forderung nach Widerherstellung der Monarchie 
· Außerkraftsetzung des Versailler Vertrags 

2.2 Die NSDAP
· 24. Februar 1920: die DAP wird in Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei NSDAP umbenannt
· 1921: Adolf Hitler Parteivorsitz mit umfangreichen Vollmachten (Führerprinzip) 
· gescheiterter Hitler-Putsch am 9. November 1923 ►Parteiverbot
· Neugründung der NSDAP am 27. Februar 1925
►Von diesem Zeitpunkt an neues strategisches Konzept: legale Machtübernahme des Staates

Der Vormarsch der radikalen Kräfte
· 1928: Forderung der DNVP + NSDAP nach einem "Gesetz gegen die Versklavung des deutschen Volkes". 
· populäre Forderungen ►stärkere Radikalisierung der politischen Stimmung

Weltwirtschaftskrise
· Arbeitslosenzahlen schossen 1928 auf über 2 Millionen und im Februar 1930 auf 3.36 Millionen. 
· Das wirtschaftliche Elend in der Bevölkerung nahm zu.

Ende der großen Koalition im März 1930
· Es war kein Zusammenkommen in der Frage der Arbeitslosenunterstützung mehr möglich
· Neuwahlen im Mai 1930
· Mehrheitsbildung im Reichstag war kaum noch möglich
· Reichskanzler Brüning regiert mit Notverordnungen

Neuwahlen September 1930 und 31.Juli 1932 
· Die den Weimarer Staat strikt ablehnenden Parteien NSDAP, DNVP und KPD zogen in den neuen Reichstag mit insgesamt 356 von 608 Abgeordneten und hatten somit die absolute Mehrheit.
· Im Sinne der parlamentarischen Demokratie war der Reichstag seit 1930 völlig funktionsunfähig

Neuwahlen November 1932 
· NSDAP wird stärkste Partei im Reichstag (37,4%)
· 02. Dezember 1932: von Schleicher wird zum Reichskanzler ernannt 
· 30. Januar 1933: Hitler wird zum Reichskanzler ernannt

Neuwahlen 5. März 1933 
· Versuch der NSDAP die absolute Mehrheit zu erlangen und somit die legale Machtergreifung vollkommen zu machen 
· Reichstagsbrand 27.02.1933 







Ergebnisse Reichstagswahlen 1930-1933

	· 
	· Reichstagswahl
· 14. Sept. 1930
	· Reichstagswahl
· 31. Juli 1932
	· Reichstagswahl
· 6. Nov. 1932
	· Reichstagswahl
· 5. März 1933

	· KPD
	· 13,1
	· 14,5
	· 16,9
	· 12.3

	· SPD
	· 24,5
	· 21,6
	· 20,4
	· 18,3

	· DDP
	· 3,8
	· 1,0
	· 1,0
	· 0,9

	· Zentrum
	· 11,8
	· 12,5
	· 11,9
	· 11,2

	· BVP
	· 3,0
	· 3,7
	· 3,4
	· 2,7

	· DVP
	· 4,7
	· 1,2
	· 1,9
	· 1,1

	· DNVP
	· 7,0
	· 6,2
	· 8,9
	· 8,0

	· NSDAP
	· 18,3
	· 37,4
	· 33,2
	· 43,9

	· Sonstige
	· 13.8
	· 2.0
	· 2.6
	· 1.6

	· Wahlbeteiligung
	· 82,0
	· 84,1
	· 80,6
	· 88,8
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